
PRÄSIDENTENKONFERENZ 
DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 
ÖSTERREICHS 

An das 
Präsidium des Nationalrates 

Datum: 21. SEP.1989 
Parlar;tent 
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Ihr Zeichen/Schreiben vom: Unser Zeichen: 
SF(U)-1283/1': 

Durchvlahl : 

479 

Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes �ber dle Vermeidung, 
Verwertung un& Beh andlung von Abfällen 

D ie Pr21sidentenkonfe:c-enz cer Lanc!.1Jirtsc haftskamrnern Öst er-

reichs beehrt sich, dem Präsidium des Nati onalrates ., . 
C1G 

beilieqenden 25 Abschriften ihrer Stellungnahm2 zum Entwurf 

eines Bundesgesetzes �ber die Ver:neidung, Verwertung und 

Behandlung von Abfällen mit der Bitte um Kenntnisnahme 

zu überreichen. 

F�r den Generalsekretär: 

25 BeilClgen 
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P�IDENTENKONFERENZ 
\ DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 
ÖSTERREICHS 

An das 
Bundesministerium für Urr,\�lt, 
Jugend und Familie 

Radetz1�traße 2 
Postfach 10 
1031 \'lieJl 

Ihr Zeichen/Schreiben von: 

08 3504/62-1/6/89 26.6.1989 

\dien, am 14.9.1989 

Unser Zeichen: 
SF(U)-1288/U 

Dur chwahl: 
479 

Betref f: Entwur f eines Bundesgesetzes i.iber Qle Vermeidung, 
Verwertung und Behandlung von Abfällen 

Die Präsidentenkonferenz der Landvlirtschaftskammern Öster­

reichs beehr t sich, dem Bundesministerium für Urd\-lel t, Ju­

gend und Familie zum vorliegenden EntviUrf eines Bundesge­

s etz es über eie Vermeidung, Verwertung und Behandlung von 

Abfällen (Abfallwirtschaftsgesetz) folgende Stellungnahme 

zu übermitteln: 

1. Vor" .. eg ven-leist die Präsidentenkonferenz auf ihre Stel­

lungnahme zum Ent\vurf eines Abfallwirtschaftsgesetzes 

vom 14.2.1989, Zl. SF( U)-1288/N, und betont, daß die 

grundsätZlichen Bemerkungen zur Vorlage nach vlie vor 

aufrecht sind. Der nunmehr vorliegcn�c Entwurf stellt 

z,\,mr eine grundlegende Überarbei tung dar und berücksich­

tigt teil\<leise die Bedenken der Präsidentenkonferenz , 

doch konnten nicht alle Anliegen ausgeräumt \verden. Dazu 

geh�ren die Bedenken hinsichtlich der unmittelbaren und 

tatsächlichen Vol lziehbarkei t der Zielsetzungen des 

Ent"v'urfes auf Grund bloß progran.u,wtischen Charakters 

verschieeener Nor:!lcn. Dazu gehört <::ober auc h die Defini-
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tion des Begriffes "Abfälle". Gerade zu diesem Problem 

hat die Präsidentenkonferenz in ihrer Stellungnahme vom 

14.2.1989 ausf�hrlich Stellung bezogen. Die Definition 

des nunmehr vorgelegten Entwurfes unterscheidet sich 

nicht grun dlegend von (:J,2r ursprünglichen Formulierung. 

Sollte aus der Definition heraus keine Probleml�sung 

m�glich sein, iniißte eine l.usnahme;·)estimmung im Gesetz 

vorgesehen werden, die sicherstellt, daß land- und 

forstvlirtschaftliche Abfälle nicl'.t erfaßt werden, \V'obei 

wie6er das �engenprobleD Schwierigkeiten bereiten kann. 

(Siehe Stellungnahme der Präsidentenkonferenz vom 

14.2.1989, Seite 7). 

Zu vermerken ist auch, daß eine weitreichende Definition 

der "Abfälle" einen auch vom Gesetzgeber nicht en,,�nsch­

ten Umfang erreichen k�nnte, weil die Mengen dann weder 

mengenmäßig noch finanziell zu bewältigen sind. 

Die Autoren des r::nt\mrfes ,,-laren sich zweifellos dieser 

Problematik bev-'Ußt, sodaß versucht �;urde �ber einen § 5 

(Feststellungsbescheid des Landeshauptmannes) Zweifels­

fragen zu regeln. Das ist eine überaus sinnvolle Hegel­

gung, weil damit die Unschärfe der Definition durch eine 

teleologische Interpretation im Einzelfall ausgeglichen 

Keine Verbesserung stellt jedenfalls die Definition von 

Abfällen als "bewegliche" Sachen dar. LS versteht sich 

von selbst, daß als Abfälle gruncJsätzlich und in aller 

hegel nur bevJegliche Sachen in Fra<]e ].::.ommen werden. Die 

zu hefiirwortende Bestimmung des q 2 Abs. LI, v,,'Onach auch 

Sachen, welche eine die Umwelt beeinträChtigende Verbin­

dung mit dem Roden eingegangen sind und somit zu unbe­

vleglichen Sachen \verden, unter den 1\bfallbegriff subsu­

miert werden, w�re in diesem Fall inkonsequent und st�n­

de im Widerspruch zur Regelung des § 2 Abs. 1, weshalb 

das Hort in dieser I:cCf('luncr en tfElllen soll te. .J � 
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2. Der Entwurf enthält erneut eine große Zahl von Verord­

nungsermächtigungen, und es stellt sich wieder die Frage 

nach ihrer ausreichenden Determiniertheit im Sinne des 

verfassungsrechtlichen Legalitätsprinzips. 

§ 8 (Abfallvermeidung) etwa enthält eine umfassende und 

zum Teil überaus weitgehende Verordnungsermächtigung, 

deren Auswirkungen derzeit noch nicht abgesehen werden 

können. 

3. Die Erlassung derartiger Verordnungen bedarf zwar der 

vorherigen Anhörung des Bundesministers für wirtschaft­

liche Angelegenheiten sowie diverser weiterer Einrich­

tungen - auch der Präsidentenkonferenz - doch müßte für 

den Bereich der land- und forstwirtschaftlichen Produkte 

die zusätzliche Einbindung des Bundesministeriums für 

Land- und Forstwirtschaft vorgesehen werden. Das gilt 

insbesondere für die in § 8 Abs. 2 Z. 7 offensichtlich 

als ultima ratio vorgesehene Möglichkeit einer Vorschrei­

bung der Unterlassung des Inverkehrbringens von Sachen. 

Die Einräumung eines Anhörungsrechtes wird als nicht 

ausreichend angesehen, und es sollte das Einvernehmen 

mit dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

hergestellt werden müssen. 

Darüber hinaus wird eine Mitwirkungskompetenz des Land­

wirtschaftsministeriums auch für die nach § 9 (Abfall­

verminderungspläne) und § 10 (Altstoffverwertung) zu 

erlassenden Verordnungen vorzusehen sein. 

4. Zur subsidiären Haftung des Grundeigentümers sind weite­

re grundsätzliche Feststellungen notwendig. Die nun in 

§ 30 Abs. 2 vorgesehene subsidiäre Haftung des Grundeigen­

tümers ist zwar gegenüber dem Entwurf vom 20. 12. 1988 

entschärft (Lagerung mit Zustimmung des Grundeigen­

tümers), doch kann sie auch in dieser Form nicht akzep-
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tiert werden. Da die Toxizit�t und Gef5hrlichkeit ver-

schiedenster Stoffe samt Folgewirkungen erst in j�ngster 

Zeit in voller Trag,,,ei te festgestell t \'lurden, \,"äre es 

verfehlt, den Grundeigent�mer, der in guten Glauben ge­

hanc;.clt ha.t, c.aß nichts �)assicren ]::.()n�le, elie Rechnung zu 

präsentieren. Dazu kOlrllnt, daß der Aufvland f�r die 

Entsorgung unter Umständen sehr erheblich sein kann und 

der Liegenschaftseigentiimer nicht nur bis zum Pert die­

ser Li�genschaft, sondern seinem gesill1teD Verm�gen zu 

haften hat. Eine derartige BestiMuung kann also eXl­

stenzvernichtende Wirkung haben. Zusätzlich ist zu be­

r�cksichtigen, 0aß es ein �ltlastensanj.erungsgesetz gibt 

und eine L�sung ilher cUeses Gesetz durchaus m�glich und 

sinnvoll 
. .... lS .... .  

Zu einzelnen BestimmuD<.:ren bemerkt die Präsidenterü:onferenz 

folgendes: 

Zu § 1 Abs. 2: 

Diese Restil�nung enthält einen Katalog von Schutz9�tern , 

elie üurch das Sammeln, Lagern, Befördern, VerVIerten und 

Behandeln der Abfälle nicht gef�hrdet oder sch�dlich 

beeinflußt werden dürfen. Die :formulierung der Z. 3 und 4 

paßt nicht in die Systematik der Besti:nrnung. Vor allem ist 

jedoch festzustellen, daß die auf ge s t ellten Forderungen 

in Z. 2 (keine sch�dliche Beeinflussung von Gewässern, 

Luft, Boden, Tieren und Pflanzen) und Z. 5 (keine Beein­

trächtigung von Interessen des Naturschutzes, des Land­

schaftsschutzes oder des Ortbildsschutzes) absolut bindend 

sind. W�hrend in § 26 Abs. 2 auf die Rela t ivit�t der Inte­

ressenabT;l�gung Bedacht genommen wird, und nur die nach dem 

Stand der Technik vermeidbare Beeintr�chtigung ausgeschlos­

sen wird, ist in den § 20 Abs. 1, 28 Abs. 2 und 30 Abs. 1 

die absolute Geltung der Forderung des § 1 Abs. 2 angeord­

net und in § 36 Abs. 1 7.. 16 sowie indire1<t in § 36 Ahs. 1 

Z. 19 und Z. 20 unter den ��)chutz d,�r S'.:rafandrohung ge-
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stellt. Das erscheint zu weitreichend zu sein, sodaß die 

Regelun'] nochmals ülx'::L"cacht 'iverden s ollte . 

Zu § 2: 

Abs. 1 enthält eine n  zu v,j'(;1.tgehendcn l.bfallbegriff. ;lähercs 

ist in den grundsätzlichen Feststellunsen ausgeführt. 

l',bs. 6 u:,schreibt den "gefä.hrlichen Abfall" unbestimrnt und 

zu weitreichend. Beisrielsweise unterstellt der Verweis auf 

§ 2 j\])" . 5 Chemikaliengesetz abgem2:i.h;:c Brcnne�3scln de!1 

Bestü1,mnqen iiber gefilhrlichcn l:..bfall, ,,:eil sie nach § 2 

Abs. 1 und 5 Z. 8 ChC::1G "rlLindergiftis" sind (in de r  Natur 

auftreten, bei Aufnahme d.er InhaltsstoffG durch die Haut 

Gesundll.ci tsschäden beschränkter vJirkung hcrvoLcufen). Sie 

unterliegen der Meldepflicht, dem Datenverbund und dem Ver­

bot (:e5 .i\.blagerns außerhalb gench:nigter Abfallbehandlungs­

anlage n  samt entsprechender Strafandrohung. Nach § 2 Abs. 5 

z. 1 1  ehene genügt jede noch so geringfügige Gefährdungs­

möglichkeit etwa für Pflanzen zur Einstufung als "umweltge­

fährlich". Weil zugleich auch § 1 Abs. 2 Z. 2 des Entwurfes 

jede Pflanzenschädigung ausschließen will und § 2 Abs. 2 

die UrrMclt beeintr�chtigende Auswirkungen schlechthin (auch 

ohne Entlcdigungsabsicht) zum Anlaß der Eins�ufung als 

1\bfall nLnmt, wäre die Anschüttung von l'"lushuberde (eines 

in der Natur auftretenden Stoffes) mit Vernichtung der zu 

bedeckenden Pflanzenvegetation und sicher auch zahlreiche 

Tiere eine verbotene Verwendung gef�hrlichen Abfalls. 

Es ist eine Definition jener Gefahrenscln-lelle not"vendig, 

welche die nachfolgend vorgesehenen Anordnungen bis hin 

zum Datenverbund für gef�hrlichen Abfall rechtfertigt. 

16/SN-229/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)6 von 10

www.parlament.gv.at



- 6 -

Zu § Ll.· 

In dieser Bestimmung sind die l\usnahmen vom Geltungsbereich 

vorgesehen. Eine Anf�gung einer Ziffer �ber pflanzliche 

Abfälle, aber auch tieriscller Abfi:i.llc ii!x:r Z. 7 hinaus, 

sollte vorgenOffitllen v/erden, wenn es nicht gelingt, �ber die 

Definition der Abfälle jene Eingrenzung vorzunehmen, die 

notHendig ist, um Abfälle der land- und forstwirtschaftli­

chen Produktion auszunehmen. 

Zu §§ 8 bis 1 1 : 

Die beabsichtigte Abfallverrneidung \vird ausdr�cklich be­

gr�ßt, weil die Strategie der Anpassung unserer technischen 

Zivilisation an die naturgesetzlichon Grenzen bei der Ver­

meidung umweltbelastender I-1aterien beginnen I:lUß. 

Zu §§ 15 his 1 7: 

Die f�r "gefährliche Abfälle" vorgesehenen strengen Vor­

schriften unterstreichen die zu § 2 Z. 6 gestellte Forde­

rung, die Definitioll der gefährlichen Abfälle auf das 

Uberschreiten entsprechend hoher Gefahrenschwellen zu 

ändern. Das hängt: mit der I'�eldepflicht land- und forst­

\:Jirtscha.ftlicher Betriebe zusarnmen. "ho hoch der Prozent-

satz der meldepflichtigen land- und forstwirtschaftlichen 

Betriebe sein w�rde, kann nicht beurteilt werden. Die 

Unte.r'ii ierfung dieser Betriehe unter die Eegelung �vircl jedoch 

auf Grund der Formulierung des Abs. 2 angenommen, wo es 

heißt "bei bestirmnten Arten von Ver?flichteten, \'Iie z .B. 

�andvlirten '_ ... ". Danach 'itlird Landwirten nur eine Verlänge­

rung der Meldepflicht durch Verordnung des Bundesministers 

für Um\vel t, Jugend und Familie in ,1\ussicht gestellt. Die 

Erl�uterungen begründen die Einbeziehung der Landwirte 

in den Kreis der Meldepflichtigen im wesentlichen mit dem 

Ziel der Ge\vährleistung der t-]irksClE'Jwit des Datenverbundes 

nach § 17. Diese Reg:C�lndung vermaq die, \de erwähnt, auf-
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rechtblcihende und mit erheblichem Aufwand verbundene Melde-

und Aufzeichnungspflicht nicht zu rechtfertigen. Es sollte 

daher eine Ausnahmebestimmung f�r jene land- und forst­

vJirtschaftlichen Betriebe, in welchen gefährliche Abfälle 

anfallen, vorgesehen werden. Grundsätzlich sollten dem Da­

tenverbund von den gefährlichen Abfällen nur solche mit 

einem besonders hohen Gefahrenpotential unterstellt werden, 

damit eine unn�tige Verb�rokratisierung vermieden wird. 

Zu § 2 5 :  

Die nun vorgeschlagene Regelung des Rechtsinstitutes der 

Enteignung orientiert sich an den einschlägigen erst k�rz­

lich neu gefaßten Vorschriften des Wasserrechtsgesetzes und 

wird grundsätzlich hef�rwortet. 

Zu �� 21 Abs. 2 und 30 Abs . 2: 

Die Präsidentenkonferenz verweist i1l1 Zusammenhang mit der 

Haftung des Grundeigent�mers auf ihre Stellungnahme vom 

14.2.1989. Die Regelungen wurden nun et�as, aber noch nicht 

ausreichend entschär.ft. 

Die genannten Bestir'Ul1ungen des Entwurfes sollen Grundeigen­

t�mer zur Sanierung oder zur Finanzierung der beh�rdlichen 

Ersatzvornahme verpflichten, wenn 

der Grundeigenti.imer oder dessen IZechtsvorgänger der Abla­

gerun9 zugestimmt hat (heimliche l\blagerungen sind nicht 

erfaßt, jedoch kann eine längere stillschweigende Duldung 

als konkludente Zustimlimng angesehen \verden), 

die Abfälle gefährliCh sind und nicht den neuen Anforde­

rungen entsprechend gelagert werden, 
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- de r primär hafte nde Ve rursache r U'l.blagere r) entwede r 

nicht fe ststellbar ode r zur Beseitigung (Sanie rung) aus 

rechtliche n ode r sonstige n Gründe n nicht ve rpflichtet 

we rden kann, oder dazu nicht imstande ist. 

De r Entwurf sie ht ke ine Haftungsobergrenze de s Grunde igen­

tüme s vor und übe rläßt sie de r Judikatur. 

Die se unbegrenzte Haftung für Ablage runge n de r Vergange nhe it 

vlLccl nachc:'rücklich abge le hnt. In der Ve rgange nhe i.t \'lar e s  

oft so, daß '"'-le de r Qe�c Grunde ige ntümer hinsichtlich Ablage ­

rungen heike l \var, noch daß die l .. blagerungen dalllals von 

Be hörden be anstande t �ilurde n. Die Grundeige ntümer ode r ihre 

Vorgänger habe n die Lage rungen danals für unbe den]�lich 

g(�halte n und sie - meist auf Drängen de r Btirge rme iste r -

zug e lass en . 

Gegenw�rtig sind Gespräche zwischen den Nationalratsklubs 

und de r Re gie rungsparteie n in Gange, be i de ne n übe r taug­

liche Abgre nzungsvorschl�ge für die subsidiäre Grunde ige n­

tümerhaftung be raten wird. Die Lösunge n sind auch auf das 

Abfallwirtschaftsge setz übe rtragbar. IIn we se ntliche n hande lt 

e s  sich Ufil e ine n Be ginn de r suosidiäre n Haftung e rst für 

bekann t gef�hrliche Ablagerungen, also ab Inkrafttreten der 

ents-rrechenden ge setzliche n Be stimmung, und um eine Ein­

schränkung der rück\\rLt:kenc.en Haftung auf Be träge, die nicht 

über die normale Abge ltung de r Nutzungse inschränkung hinaus 

ge hen bzw. nicht höher sind als ge ge be ne nfalls für solche 

Ablage runge n e rzie lte Einnahme n. 

Zu § 31: 

In die se Be stimmung wird e ine Re ge lung aufzune hme n se in, 

wonach die im Zuge de r Ausübung de r Kontrollre chte ve rur­

sachte n Schäde n dem Be rechtigten zu erse tze n sind. 
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25 Abschriften dieser Stellungnahme werden wunschgemäß 

gleichzeitig dem Präsidium des Nationalrates zugeleitet. 

Der Generalsekretrar: 

nez. D;"" !{orbl 
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